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Vorblatt 


Zweites Ergänzungsgesetz zur Neuordnung der 
Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und 
Straßenbahnen 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung) 


A. Problem 

Die Existenz einer saarländischen und dreier bayerischer Privat- 
eisenbahnen ist durch die angestiegenen Pensionslasten für ihre 
Angestellten und Arbeiter mit Anspruch auf beamtenähnliche 
Versorgung ernstlich gefährdet, weil im Gegensatz zu allen 
anderen vergleichbaren Privateisenbahnen keine Zuschüsse des 
Bundes für die Sicherstellung der Altersversorgung ihrer Arbeit- 
nehmer gezahlt werden. Wegen der verkehrspolitischen Bedeu- 
tung der vier Lokalbahnen sowie wegen der erheblichen Zu- 
schüsse und Darlehen, die der Bund den Bahnen seinerzeit aus 
dem Verkehrsfinanzgesetz 1955 geleistet hat, besteht auch von 
seiten des Bundes ein Interesse an der Aufrechterhaltung des 
Betriebes durch die Bahnen. 


B. Lösung 

Einbeziehung der in Betracht kommenden Arbeitnehmer und der 
Versorgungsberechtigten, deren Versorgung die vier Lokal- 
bahnen bisher durch den Bayerischen Versorgungsverband bzw. 
durch die Ruhegehalts- und Zusatzversorgungskasse des Saar- 
landes im Wege des Umlageverfahrens sichergestellt haben, in 
den vom Bund bezuschußten Versicherungsbestand der Pen- 
sionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen unter 
gleich hoher finanzieller Beteiligung des Saarlandes und des 
Freistaates Bayern. 


C. Alternativen 

Keine. 
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D. Kosten 

Mit Rücksicht auf die vorgesehene Halbierung der auf den saar- 
ländischen bzw. auf den bayerischen Bestand an Arbeitnehmern 
und Versorgungsempfängern entfallenden Kosten zwischen dem 
Bund einerseits und dem Freistaat Bayern bzw, dem Saarland 
andererseits würden sich die jährlichen Mehrkosten für den 
Bund zur Zeit auf ca. 350 000 DM bei einer jährlichen Gesamt- 
zuschußleistung von ca. 44 Millionen DM belaufen. 
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Schriftlidier Beridit 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Dittrich, Draeger, Seibert 
und Genossen eingebrachten Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Ergänzung des Gesetzes zur Neuordnung der Pensionskasse 
Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen 

— Drucksache VI/402 — 


A. Beridit des Abgeordneten Geisenhofer 


I. 

Der Gesetzentwurf wurde am 19. Februar 1970 
von den Antragstellern eingebracht und in der 
36. Bundestagssitzung vom 11. März 1970 an den 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung federfüh- 
rend, den Ausschuß für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeidewesen mitberatend sowie an den 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 der Geschäftsord- 
nung des Bundestages überwiesen. 

Der mitberatende Ausschuß für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen hat das Anliegen der 
Antragsteller grundsätzlich befürwortet und der 
Vorlage einmütig zugestimmt. Er hat festgestellt, 
daß auch die nichtbundeseigenen Eisenbahnen wich- 
tige Aufgaben auf dem Gebiete des Verkehrswesens 
wahrnehmen, so daß ein verkehrspolitisches Inter- 
esse besteht, diese Unternehmen wirtschaftlich ge- 
sund zu erhalten. Der Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung hat den Gesetzentwurf am 26. Mai 
1970 beraten und ihm mit den aus der Anlage er- 
sichtlichen Änderungen einstimmig die Zustimmung 
gegeben. Der Haushaltsausschuß wird einen eigenen 
Bericht gemäß § 96 GO erstatten. 

II. 

Durch den Gesetzentwurf soll die Altersversor- 
gung der früheren Angestellten und Arbeiter einer 
saarländischen und dreier bayerischer Privateisen- 
bahnen sichergestellt werden. Zu diesem Zweck ist 
vorgesehen, die versorgungsberechtigten Arbeitneh- 
mer der genannten Bahnen in den vom Bund bezu- 


schußten Altbestand der Peusionsfcasse Deutscher 
Eisenbahnen und Straßenbahnen zu überführen. Da- 
bei ist eine finanzielle Beteiligung des Saarlandes 
und des Freistaates Bayern zu gleichen Teilen mit 
dem Bund vorgesehen. 

Die Regelung ist wegen der Schwierigkeiten erfor- 
derlich geworden, die sich daraus ergeben haben, 
daß die genannten Lokalbahnen im Gegensatz zu 
allen sonstigen bei der Pension^kasse Deutscher 
Eisenbahnen und Straßenbahnen beteiligten Lokal- 
bahnen die Altersversorgung ihrer Arbeitnehmer 
durch die Beteiligung an Umlageverbänden sicher- 
stellen wollten. Die Rentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetze des Jahres 1957 sowie das Finanzie- 
rungssystem der Umlageverbände haben den Lokal- 
bahnen zusätzliche finanzielle Lasten auferlegt, die 
die Versorgungsleistungen auf die Dauer gefähr- 
den. Im Interesse der Beteiligten ist daher eine 
Sicherstellung dieser Versorgungsleistungen mit 
Hilfe des Bundes und der beteiligten Länder gebo- 
ten. Hierbei ist nicht daran gedacht, den betroffenen 
Bahnen die Versorgungslast ganz abzunehmen, sie 
soll nur für diese Verkehrsträger erträglich gestal- 
tet werden. 

Der Entwurf in seiner gegenwärtigen Fassung 
weicht vom Wortlaut der Drucksache ^1/402 nur in 
wenigen Punikten ab. 

1. In der in Artikel 1 Nr. 1 für § 2 Abs. 1 a vor- 
gesehenen Bestimmung mußte das im bisherigen 
Wortlaut enthaltene Datum „1. Juli 1969" durch 
das Datum „30, Juni 1970" ersetzt werden. 


Druck: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksadle VI/859 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


2. In der in Artikel 1 für § 6 Abs. 4 im 2, Satz 
vorgesehenen Fassung mußte das Datum „1. Juli 
1969" ebenfalls durch das Datum „1. Juli 1970" 
ersetzt werden. 

3. Der in Artikel 1 für § 6 vorgesehene Abs. 5 
wurde als gegenstandslos gestrichen. Die in die- 
ser Bestimmung vorgesehenen Beitragiserhöhun- 
gen sind inzwischen durch Satzungsänderung der 
Pensionskasse vorgenommein worden. 

4. Anstelle des in Artikel 4 der bisherigen Fassung 
vorgesehenen Datums des Inkrafttretens 

„1. April 1970" wurde der „1. Juli 1970" vorge- 
sehen. 

Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf mit den ge- 
nannten Änderungen einstimmig beschlossen. 


Bonn, den 26. Mai 1970 


Geisenhofer 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/402 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 26. Mai 1970 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Geisenhofer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Dr. Dittrich, Draeger, Seibert und 
Genossen eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur 
Ergänzung des Gesetzes zur Neuordnung der Pensionskasse 
Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen 

— Drucksache VI/402 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

Entwurf BeschlüssedeslO. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ergänzung des 
Gesetzes zur Neuordnung der Pensionskasse 
Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Neuordnung der Pensionskasse 
Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen vom 
5. März 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 101), geändert 
durch das Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes zur 
Neuordnung der Pensionskasse Deutscher Eisen- 
bahnen und Straßenbahnen vom 2. März 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 142), wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. § 2 erhält folgenden Absatz 1 a: 

„(la) Sofern die Pensionskasse nach dem 
L Juli 1969 Leislungen aus Versorgungs Verhält- 
nissen zu erbringen hat, die 

a) vor dem 1. Januar 1957 begründet und 

b) dem Bayerischen Versorgungs verband oder 
der Ruhegehalts- und Zusatzversorgungs- 
kasse des Saarlandes, Abteilung Ruhegehalt, 
gemeldet worden sind und 

c) die Pensionskasse mit Zustimmung des Bun- 
desministers der Finanzen übernommen hat, 

erhält die Pensionskasse insoweit laufende Zu- 
schüsse, als die Leistungen aus Erstattungsbe- 
trägen der Betriebe sowie aus Beiträgen und 
sonstigen Einnahmen aus den dadurch mit ihr 
begründeten Versicherungsverhältnissen nicht 
sichergestellt werden können. Die Zuschüsse, die 
auf den vom Bayerischen Versorgungsverband 
abgetretenen Bestand entfallen, werden zur 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ergänzung des 
Gesetzes zur Neuordnung der Pensionskasse 
Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Neuordnung der Pensionskasse 
Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen vom 
5. März 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 101), geändert 
durch das Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes zur 
Neuordnung der Pensionskasse Deutscher Eisen- 
bahnen und Straßenbahnen vom 2. März 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 142), wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. § 2 erhält folgenden Absatz 1 a: 

„(1 a) Sofern die Pensionskasse nach dem 
30. Juni 1970 Leistungen aus Versorgungs Verhält- 
nissen zu erbringen hat, die 

a) unverändert 

b) unverändert 


c) unverändert 

erhält die Pensionskasse insoweit laufende Zu- 
schüsse, als die Leistungen aus Erstattungsbe- 
trägen der Betriebe sowie aus Beiträgen und 
sonstigen Einnahmen aus den dadurch mit ihr 
begründeten Versicherungsverhältnissen nicht 
sichergestellt werden können. Die Zuschüsse, die 
auf den vom Bayerischen Versorgungsverband 
abgetretenen Bestand entfallen, werden zur 
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Entwurf 

Hälfte vom Freistaat Bayern, die Zuschüsse, die 
auf den von der Ruhegehalts> und Zusatzversor- 
gungskasse des Saarlandes, Abteilung Ruhege- 
halt, abgetretenen Bestand entfallen, werden zur 
Hälfte vom Saarland getragen. Die andere Hälfte 
der laufenden Zuschüsse trägt der Bund." 

2. § 6 erhält folgende Fassung; 

„§6 

(1) Die Pensionskasse hat ihre Satzung den 
Vorschriften dieses Gesetzes anzupassen. Dabei 
sind die vor dem 1. Juli 1948 mit der Pensions- 
kasse begründeten Versicherungsverhältnisse 
sowie die gemäß § 2 Abs. 1 a übernommenen 
Versicherungsverhältnisse jeweils als besonde- 
rer Versicherungsbestand zu führen und jeweils 
gesondert in den Satzungsbestimmungen zu be- 
rücksichtigen. Bis dahin kann der Bundesminister 
der Finanzen für solche Mitglieder der Pensions- 
kasse, die unter § 4 Abs. 1 oder § 5 fallen, Bei- 
träge und Leistungen abweichend von der bis- 
herigen Satzung festsetzen. 

(2) Werden die beamtenrechtlichen Versor- 
gungsbezüge der Versorgungsempfänger des 
Bundes geändert, so hat die Pensionäkasse ihre 
laufenlden Versorgungsieistungen aus Versiche- 
rungsverhältnissen, die vor dem 1. Juli 1948 bei 
der Pensionskasse begründet worden sind, neu 
zu regeln. Sofern den laufenden Versorgungs- 
leistungen Grunidgehälter einer bestimmten Be- 
soldungsgruppe nicht zugrunde liegen, müssen 
sich die Änderungen im Rahmen der Erhöhungen 
oder Verminderungen der Versorgungsbezüge 
derjenigen Versorgungsempfäinger des Bundes 
halten, deren Bezügen ein Grundgehalt nicht zu- 
grunde liegt. 

(3) Werden die beamtenrechtlichen Versor- 
gungsbezüge der Versorgungsempfänger des 
Freistaates Bayern bzw. des Saarlandes geän- 
dert, so hat die Pensionskasse die Versorgungs- 
leistungen aus den mit ihr gemäß § 2 Abs. 1 a 
begründeten Versicherungsverhältnissen jeweils 
entsprechend neu zu regeln. 

(4) Ändert sich der ailgemeine Beitragssatz in 
der gesetzlichen Rentenversicherung der Arbeiter 
und Angestellten, so hat die Pensionskasse 
den Gesamtbeitragssatz für die vor dem 1. Juli 
1948 mit ihr begründeten Versicherungsverhält- 
nisse jeweils entsprechend zu ändern. Dasselbe 
gilt bezüglich des Gesamtbeitragssatzes für die 
Versicherungabestände, die die Pensionskasse 
mit Wirkung vom 1. Juli 1969 vom Bayerischen 
Versorgungsverband und der Ruhegehalts- und 
Zusatzversorgungskasse des Saarlandes, Abtei- 

' lung Ruhegehalt, übernommen hat. Die hiernach 
vorzunehmenden Erhöhungen oder Verminderun- 
gen des Gesamtbeitragssatzes entfallen je zur 
Hälfte auf den Mitgliedsbeitrag und den Ver- 
waltungsbeitrag, 


Beschlüsse des 1 0. A u s s c h u s s e s 

Hälfte vom Freistaat Bayern, die Zuschüsse, die 
auf den von der Ruhegehalts- und Zusatzversor- 
gungskasse des Saarlandes, Abteilung Ruhege- 
halt, abgetretenen Bestand entfallen, werden zur 
Hälfte vom Saarland getragen. Die andere Hälfte 
der laufenden Zuschüsse trägt der Bund." 

2. § 6 erhält folgende Fassung: 

.§6 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Ändert sich der allgemeine Beitragssatz in 
der gesetzlichen Rentenversicherung der Arbeiter 
und Angestellten, so hat die Pensionskasse 
den Gesamtbeitragssatz für die vor dem 1. Juli 
1948 mit ihr begründeten Versicherungsverhält- 
nisse jeweils entsprechend zu ändern. Dasselbe 
gilt bezüglich des Gesamtbeitragssatzes für die 
Versicherungsbestände, die die Pensionskasse 
mit Wirkung vom 1. Juli 1970 vom Bayerischen 
Versorgungsverband und der Ruhegehalts- und 
Zusatzversorgungskasse des Saarlandes, Abtei- 
lung Ruhegehalt, übernommen hat. Die hiernach 
vorzunehmenden Erhöhungen oder Verminderun- 
gen des Gesamtbeitragssatzes entfallen je zur 
Hälfte auf den Mitgliedäbeitrag und den Ver- 
waltungsbeitrag. 
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(5) Für die vor dem 1. Juli 1948 mit der Pen- Absatz 5 entfällt 
sionskasse begründeten Versicherungsverhält- 
nisse sind die Beitragserhöhungen in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung der Arbeiter und An- 
gestellten zum 1. Januar 1968 und zum 1. Januar 
1969 von der Pensionskasse vom Inkrafttreten 
dieses Gesetzes an zu berücksichtigen." 


3. § 7 erhält folgende Fassung: 

„§7 

(1) Die Pensionsfcasse hat die für die Haus- 
haltsführung des Bundes maßgebenden Vor- 
schriften und Richtlinien sinngemäß anziuwen- 
den. 

(2) Auf die Arbeitsverhältnisse der Arbeitneh- 
mer der Pensionsbasse sind das Tarif recht des 
Bundes und die sonstigen für die Arbeitnehmer 
des Bundes geltenden Regelungen entsprechend 
anzuwenden. 

(3) Abweichungen von Absatz 1 oder Absatz 2 
bedürfen der Genehmigung des Bundesministers 
der Finanzen. 

(4) Die Pensionsbasse unterliegt für die Dauer 
der Gewährung von Bundeszusdiüssen dem Prü- 
fungsrecht des Bundesredinungshofes.“ 

Artikel 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch- 
tigt, den Wortlaut des Gesetzes zur Neuordnung der 
Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßen- 
bahnen in der Fassung, die sich aus den Änderun- 
gen und Ergänzungen in Artikel 1 dieses Gesetzes 
sowie aus dem Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes 
zur Neuorldnung der Pensionskasse Deutscher Eisen- 
bahnen und Straßenbahnen vom 2. März 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 142) ergibt, bekanntzumachen und 
dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen 
sowie die Paragraphenfolge zu ändern. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1, April 1970 in Kraft. 


3. § 7 erhält folgende Fassung: 

„§ 7 

unverändert 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1970 in Kraft. 
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